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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

mein Büro erreichte in dieser Woche mehrfach die Bitte ge-

gen das Dritte Bevölkerungsschutzgesetz zu stimmen. Ne-

ben sachlichen Bedenken und Vorschlägen gab es diverse 

Nachrichten, in denen Falschaussagen über den Gesetzes-

inhalt geteilt und Opfer des Nationalsozialismus verhöhnt  

wurden. Dazu offenbarte die AFD einmal mehr ihren perfiden 

antiparlamentarischen und undemokratischen Geist. All das 

ist aufs Schärfste zu verurteilen. Ferner halte ich einen poli-

tischen Diskurs qua vorgefertigter und teils anonym versen-

deter Massenmails für nicht zielführend. 
 

Zahlreiche gemäßigte Gegenargumente an dem Gesetz 

sind jedoch inhaltlich falsch: Aufgrund der Dauer der Pan-

demie galt es die ursprüngliche Generalklausel durch eine 

konkretere verfassungsrechtliche Grundlage zu ergänzen.  

Der Bundestag verpflichtet die Landesregierungen nun 

Maßnahmen zu begründen und zeitlich zu befristen. Es 

handelt sich demnach um ein Begrenzungsgesetz. Die par-

lamentarische Kontrolle bleibt stets gewahrt. 

Die Pandemie zwingt uns verschiedene Grundrechte abzu-

wägen sowie partielle und temporäre Einschränkungen vor-

zunehmen. Der Schutz der Gesundheit hat in der jetzigen 

Situation Vorrang. Andere Grundrechte, wie das Recht auf 

freie Meinungsäußerung und Versammlung, bleiben selbst-

verständlich unter Auflagen gewahrt. Demonstrationen wie 

in Berlin müssen allerdings aufgelöst werden, wenn gegen 

diese besonders begründeten Auflagen verstoßen wird und 

die öffentliche Sicherheit gefährdet ist. Das Handeln der 

Polizei war vorbildlich. 

Die erfreulichen Nachrichten hinsichtlich bald verfügbarer 

Impfstoffe geben mir Hoffnung. Wir bereiten nun den Start 

der Nationalen Impfstrategie zum 16. Dezember vor. Eine 

Impfpflicht stand dabei zu keinem Zeitpunkt zur Debatte,  

wie ich auch an dieser Stelle stets betont habe. 
 

Der Haushaltsausschuss hat beschlossen, dass Projekte 

der Gemeinden Fuchsstadt und Wartmannsorth mit 2,5 

Mio. Euro aus dem Förderprogramm „Modellprojekte zur 

Klimaanpassung und Modernisierung in urbanen Räumen“ 

unterstützt werden. Auch in schwierigen Zeiten investieren 

wir konsequent in den Klimaschutz. Ich freue mich sehr 

über diese Unterstützung und danke allen, die an diesem 

Prozess beteiligt sind. 
 

Ich wünsche Ihnen eine spannende Lektüre, Ihren Familien 

ein schönes Wochenende und bleiben Sie bitte gesund! 
 

Ihre   
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Statement 
der Woche 

 

 „In der Krise beweist sich der 
Charakter.“ 

Helmut Schmidt 

Vor 5 Jahren starb unser ehemaliger Frakti-

onsvorsitzender und Bundeskanzler Helmut 

Schmidt. Er wusste, worauf es in Krisensitua-

tionen ankommt: Anpacken und zusammen-

halten. Er fehlt.     

 
 

 

 
Highlights 

der nächsten Wochen 
 

  

Wann Wo Was 

25.11.  
 
 
 
14.00 Uhr- 
15.00 Uhr 
 
15.30 Uhr-  
16.30 Uhr 
 

Berl in,  
Deutscher 
Bundestag 
 
Hier zum 
Stream 
 
Hier zum 
Stream 

Öffent l iche 
Anhörungen zu 
den Themen:  
 
Allergien 
 
 
Personal-
planung in 
Krankenhäusern 
 

Rund um das in dieser Woche verab-

schiedete Dritte Bevölkerungsschutz-

gesetz gab es notwendige Diskussio-

nen, aber auch Falschmeldungen. 

Was an haltlosen Behauptungen im 

Internet kursierte und von der AFD im 

Plenum vorgebracht wurde, ist aufs 

Äußerste zu verurteilen. Wer das Be-

völkerungsschutzgesetz mit dem Er-

mächtigungsgesetz der Nazis gleich-

setzt, verhöhnt die Opfer des Zweiten 

Weltkriegs und des Holocaust.  

Bild: Büro Sabine Dittmar 
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BEVÖLKERUNGSSCHUTZGESETZ 

Neue Regeln für 
Corona-Schutz-       
maßnahmen 

Der Bundestag hat das Dritte  Bevölke-

rungsschutzgesetz verabschiedet.      

Wie werden mit dem Gesetz die Grund-

rechte der Bürger geschützt? Wieviel 

Mitsprache hat der Bundestag jetzt? 

Gibt es eine Impfpflicht? Die wichtigs-

ten Fragen und Antworten. 

Da die in den Ländern beschlossenen 

Corona-Schutzmaßnahmen teilweise 

massiv in die Grundrechte der Bürger*in-

nen eingreifen, hat die SPD-Bundes-

tagsfraktion von Anfang an einen klareren 

und bundesweit einheitlichen gesetzlichen 

Rahmen für die Corona-Schutzmaßnah-

men der Länder gefordert und in den par-

lamentarischen Beratungen auch durch-

gesetzt. Mit dem Dritten Bevölkerungs-

schutzgesetz, das am Mittwoch beschlos-

sen wurde, werden dazu Anpassungen im 

Infektionsschutzgesetz (IfSG) vorgenom-

men. 

Die derzeitige Lage ist in jeglicher Hinsicht 

außergewöhnlich: Zur Bekämpfung der 

Corona-Pandemie ist eine weitreichende 

Reduzierung von Kontakten erforderlich, 

da sich das Virus oftmals symptomfrei und 

daher zunächst unerkannt weiterverbrei-

tet. Bei wem sich ein schwerer Verlauf ent-

wickelt, lässt sich im Vorwege nicht sagen. 

Insbesondere ältere Menschen und Men-

schen mit chronischen Erkrankungen sind 

darum auf ein solidarisches Handeln der 

gesamten Gesellschaft angewiesen. Aber 

auch jüngere Menschen haben teilweise 

mit massiven Spätfolgen einer COVID-19-

Erkrankung zu kämpfen, die es zu verhin-

dern gilt. Den Staat trifft diesbezüglich eine 

Pflicht aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG zum 

Schutz von Gesundheit und Leben. 

Zur Erfüllung dieser grundgesetzlichen 

Pflicht ergreifen die Landesregierungen 

derzeit umfangreiche Schutzmaßnahmen, 

die eine unkontrollierte Weiterverbreitung 

des Coronavirus verhindern sollen. Diese 

sind notwendig, um die zweite Infektions-

welle zu brechen, die trotz des erheblich 

ausgeweiteten Schutzes vulnerabler 

Gruppe zu einer Zunahme der schweren 

Verläufe und Todesfälle geführt hat und 

unser Gesundheitssystem an die Grenzen 

seiner Leistungsfähigkeit treibt. 

Notwendig ist es aber auch, die Maßnah-

men kontinuierlich auf ihre Geeignetheit, 

Erforderlichkeit und Angemessenheit hin 

zu überprüfen. Dabei dürfen nicht nur ge-

sundheitspolitische Ziele eine Rolle spie-

len, sondern auch die sozialen, wirtschaft-

lichen und gesellschaftlichen Auswirkun-

gen. Der Bundestag hat die Pflicht, die Re-

gierung zu kontrollieren und den Spiel-

raum, innerhalb dessen sich die Regierung 

bewegen darf, präzise zu definieren. Ge-

nau diese Aufgabe wird mit dem Drit-

ten Bevölkerungsschutzgesetz erfüllt. 

Was wird im Dritten Bevölkerungs-

schutzgesetz geändert? 

Ziel der Änderungen am Infektionsschutz-

gesetz ist es, einen effektiveren Grund-

rechtsschutz für die Bürgerinnen und Bür-

ger, eine stärkere parlamentarische Kon-

trolle der Exekutive und mehr Rechtssi-

cherheit im Corona-Krisenmanagement zu 

erreichen. Hierzu wird in dem Dritten Be-

völkerungsschutzgesetz in einem neuen § 

28a IfSG konkretisiert, unter welchen Vo-

raussetzungen, welche Grundrechte wie 

lange und zu welchem Zweck im Zusam-

menhang mit der Corona-Pandemie einge-

schränkt werden dürfen. 

Bislang sah das Gesetz eine sehr weite 

Generalklausel vor. Dieser Spielraum wird 

nun durch den Deutschen Bundestag auf 

Drängen der SPD inhaltlich und pro-

zessual eingeengt und die Bundesregie-
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rung dem Bundestag gegenüber einer re-

gelmäßigen Berichtspflicht über die Ent-

wicklung der Pandemie unterworfen. 

Darüber hinaus werden Anpassungen im 

Infektionsschutzgesetz vorgenommen, um 

die Länder, die Gesundheitsämter, die 

Krankenhäuser oder die Pflege-, Vor-

sorge- und Rehabilitationseinrichtungen 

bei der Bekämpfung der Pandemie weiter 

zu unterstützen. Vorbereitet wird außer-

dem der Start der Impfstrategie zum 16. 

Dezember, die Testkapazitäten werden er-

höht, beispielsweise durch die Einbezie-

hung der veterinärmedizinischen Labore, 

und die Überwachung der Impfungen in 

den Impfzentren wird sichergestellt. 

Außerdem werden die Voraussetzungen 

dafür geschaffen, dass Krankenhäuser 

noch im Dezember weitere finanzielle Hilfe 

erhalten können. Das ist wichtig, weil 

Krankenhäuser zunehmend COVID-19-

Patienten zu behandeln haben und dafür 

die notwendigen personellen und sachli-

chen Kapazitäten bereithalten müssen. 

Durch welche Änderungen sollen die 

Grundrechte in der Pandemie geschützt 

werden? 

Statt einer unbestimmten Generalklausel 

sieht der neue § 28a IfSG nun eine Auflis-

tung von 17 konkreten Maßnahmen vor, 

die einzeln oder zusammen zur Verhinde-

rung der Verbreitung von COVID-19 ergrif-

fen werden können. Diese Maßnahmen 

wurden auf Grundlage der Erfahrungen 

der Länder in der Virusbekämpfung ausge-

wählt (z.B. Anordnung eines Abstandsge-

bots im öffentlichen Raum, Verpflichtung 

zur Erstellung und Anwendung von Hygie-

nekonzepten, Untersagungen und Be-

schränkungen von Sportveranstaltungen 

oder Schließungen oder Beschränkungen 

des Betriebs von gastronomischen Ein-

richtungen). 

Das Gesetz legt außerdem fest, welche 

Maßnahmen mit welcher Eingriffsschwere 

bei welchem Infektionsgeschehen von den 

Bundesländern getroffen werden können. 

Hierdurch schaffen wir einen klareren 

Rechtsrahmen: Die Landesregierungen 

erhalten konkretere rechtliche Leitplanken, 

innerhalb derer sie sich bewegen dürfen, 

und das Corona-Krisenmanagement wird 

für die Bürgerinnen und Bürger transpa-

renter gestaltet. 

Besonders grundrechtssensible Bereiche 

wie die Religions- oder Versammlungsfrei-

heit können nur eingeschränkt werden, 

wenn eine wirksame Eindämmung des 

Corona-Virus auf andere Art nicht gewähr-

leistet werden kann. Gleiches gilt für die 

Anordnung von Ausgangssperren (nach 

denen das Verlassen der Wohnung nur zu 

bestimmten Zeiten oder zu bestimmten 

Zwecken zulässig wäre) oder Besuchsver-

bote in Einrichtungen wie Alten- und Pfle-

geheimen oder Krankenhäusern. Auch 

diese Maßnahmen dürfen nur ergriffen 

werden, wenn kein milderes Mittel erfolgs-

versprechend ist. Die Schutzmaßnahmen 

dürfen nicht zur vollständigen Isolation von 

einzelnen Personen oder Gruppen führen. 

Ein Mindestmaß an sozialen Kontakten 

muss immer gewährleistet bleiben. 

Außerdem wird klargestellt, dass die Län-

der bei Entscheidungen über Schutzmaß-

nahmen auch soziale, gesellschaftliche 

und wirtschaftliche Auswirkungen auf den 

Einzelnen und die Allgemeinheit zu be-

rücksichtigen haben und dass Schutzmaß-

nahmen nur angeordnet werden können, 

solange und soweit es für eine wirksame 

Verhinderung der Verbreitung von COVID-

19 erforderlich ist. Damit wird der Verord-

nungsgeber zu einer strikten Wahrung der 

Verhältnismäßigkeit gezwungen. Detail-

liert regeln wir auch die Kontaktdatenerhe-

bung: Hier gibt der Bundestag den Lan-

desregierungen vor, dass Daten nur zum 

Zwecke der Nachverfolgung erhoben wer-

den dürfen und diese spätestens vier Wo-

chen nach Erhebung zu löschen sind. 
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Eine Verbesserung des Grundrechtsschut-

zes wird auch durch neue Verfahrensvor-

schriften erreicht. So müssen die Rechts-

verordnungen der Länder, mit denen 

Corona-Schutzmaßnahmen angeordnet 

werden, in Zukunft begründet werden. 

Dies hat nicht nur den ganz großen Vorteil, 

dass alle Bürgerinnen und Bürger die Er-

wägungsgründe besser nachvollziehen 

können. 

Es führt auch dazu, dass die jeweilige Lan-

desregierung bei Erlass der Verordnung 

die Erforderlichkeit der Maßnahmen noch-

mals eingehend prüfen muss. Die Maß-

nahmen sind in Zukunft auch grundsätzlich 

auf zunächst vier Wochen zu befristen und 

können nur mit einer erneuten Entschei-

dung der Landesregierung verlängert wer-

den. Befristungen lösen einen neuen 

Handlungs- und politischen Rechtferti-

gungsbedarf bei Gesetz- und Verord-

nungsgeber aus und frischen damit die Le-

gitimation der getroffenen Maßnahmen 

auf. 

Diese Verbesserungen des Grundrechts-

schutzes sind entscheidend auf die Initia-

tive der SPD zurückzuführen. 

Wie wird eine stärkere Rolle des Bun-

destages sichergestellt? 

Durch den Beschluss des Dritten Bevölke-

rungsschutzgesetzes gibt der Bundestag 

den Landesregierungen konkretere recht-

liche Leitplanken vor. 

Zukünftig muss die Bundesregierung den 

Bundestag regelmäßig über die Entwick-

lung der epidemischen Lage unterrichten, 

was ein wichtiges Instrument der parla-

mentarischen Kontrolle ist. Ein informier-

tes Parlament kann kritischere Fragen 

stellen, konkretere Position beziehen und 

wenn nötig die Bundesregierung zu einem 

bestimmten Handeln auffordern oder so-

gar Entscheidungen der Bundesregierung 

per Gesetz zurückholen. 

In den sozialen Netzwerken ist von ei-

nem Ermächtigungsgesetz die Rede, 

stimmt das? 

Der hier gezogene Vergleich ist für uns So-

zialdemokratinnen und -demokraten uner-

träglich. Mit dem Ermächtigungsgesetz be-

gann die Nazi-Diktatur, die im Holocaust 

endete. Dieser Vergleich ist ein Hohn für 

alle Opfer des Nationalsozialismus. 

Er ist auch inhaltlich falsch: Das Parlament 

macht den Landesregierungen mit dem 

Dritten Bevölkerungsschutzgesetz stren-

gere Vorgaben, als dies bislang der Fall 

war. Es handelt sich also eher um ein Be-

grenzungsgesetz. Auch hat das Parlament 

in den Verhandlungen auf eine Streichung 

des viel zu weiten § 5 Abs. 2 Nr. 3 IfSG 

gedrungen, der bislang dem Bundesge-

sundheitsminister weitreichende Befug-

nisse eingeräumt hatte. Die Befugnisse 

der Regierung werden also deutlich redu-

ziert. 

Es wird auch behauptet, dass alle 

Corona-Maßnahmen seit März 2020 

verfassungswidrig gewesen seien, 

stimmt das? 

Nein. Die Rechtsprechung hat bestätigt, 

dass zu einer Zeit, in der über Art und Aus-

maß der Gefährlichkeit von COVID-19 so-

wie über die zu ihrer Abwehr ergreifenden 

Maßnahmen Unklarheit herrscht, zur ef-

fektiven Gefahrenabwehr Schutzmaßnah-

men zunächst auch auf eine Generalklau-

sel gestützt werden können. Eine solche 

Generalklausel zum Infektionsschutz fin-

det sich in § 28 IfSG. Hierin hatte der Bun-

desgesetzgeber bewusst eine offene For-

mulierung gewählt, um den Infektions-

schutzbehörden insbesondere bei einem 

dynamischen Infektionsgeschehen ein 

möglichst breites Spektrum geeigneter 

Maßnahmen an die Hand zu geben. Dass 

§ 28 IfSG bislang eine taugliche Rechts-

grundlage war, haben mehrere Oberver-

waltungsgerichte bestätigt. 
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Weil sich jetzt aber abzeichnet, dass die 

Eingriffe kein kurzfristiges Provisorium 

mehr darstellen, sondern möglicherweise 

länger andauern, ist es verfassungsrecht-

lich notwendig, das Corona-Krisenma-

nagement auf eine konkretere gesetzliche 

Grundlage zu stellen, die Vorgaben macht 

und Grenzen zieht. Dieser Zeitpunkt kam 

für uns in dem Moment, in dem absehbar 

war, dass es eine zweite Infektionswelle 

geben wird. 

Stimmt es, dass die Maßnahmen auf 

Dauer angelegt sind? 

Nein. Die Möglichkeit, Schutzmaßnahmen 

nach § 28a IfSG zu ergreifen, ist an die 

Feststellung der epidemischen Lage natio-

naler Tragweite durch den Deutschen 

Bundestag gekoppelt. Diese ist zunächst 

befristet bis zum 31.03.2021. 

Durch eine Änderung im Dritten Bevölke-

rungsschutzgesetz wird für die epidemi-

sche Lage nationaler Tragweite nun zu-

dem eine Definition eingefügt, sodass der 

Bundestag eine weitere Feststellung des 

Fortbestehens der Lage nur vornehmen 

kann, wenn entweder die WHO weiterhin 

eine Pandemie ausgerufen hat oder eine 

dynamische Ausbreitung einer bedrohli-

chen übertragbaren Krankheit über meh-

rere Länder in Deutschland stattfindet. Das 

Vorliegen dieser Parameter ist rechtlich 

überprüfbar. Entgegen vieler Behauptun-

gen in den sozialen Medien würde dieses 

Kriterium auch keine „Schnupfen“-Pande-

mie erfüllen. Vielmehr ist in § 2 Abs. 3a 

IfSG als bedrohliche übertragbare Krank-

heit eine übertragbare Krankheit zu verste-

hen, die auf Grund klinisch schwerer Ver-

laufsformen oder ihrer Ausbreitungsweise 

eine schwerwiegende Gefahr für die Allge-

meinheit verursachen kann. Eine von einer 

Pandemie losgelöste Grundrechtsbeein-

trächtigung kann es darum nicht geben. 

Außerdem schreiben wir wie schon ausge-

führt den Landesregierungen vor, dass de-

ren Rechtsverordnungen nur befristet er-

lassen werden dürfen. 

Stimmt es, dass es eine Impfpflicht ge-

ben soll? 

Nein. Eine Impfpflicht wird im Dritten Be-

völkerungsschutzgesetz nicht geregelt 

und ergibt sich auch nicht mittelbar aus 

dem Gesetz. Richtig ist, dass die Bundes-

regierung in § 36 Abs. 10 IfSG eine Er-

mächtigung zum Erlass einer Rechtsver-

ordnung erhält, in der Personen, die in die 

Bundesrepublik Deutschland einreisen 

wollen oder eingereist sind und die einem 

erhöhten Infektionsrisiko ausgesetzt wa-

ren, zur Vorlage einer Impfdokumentation 

verpflichtet werden können. 

Das heißt aber nicht, dass ungeimpfte Per-

sonen, beispielsweise Deutsche, die in Ri-

sikogebieten Urlaub machen wollen oder 

gemacht haben, nicht wieder einreisen 

dürften, ohne sich „zwangsimpfen“ zu las-

sen. Für diese Einreisenden gelten dann 

aber weiter die Sicherheitsbestimmungen 

wie Quarantäne und Testpflicht. Das gilt 

für Menschen, die über eine Schutzimp-

fung verfügen, dann selbstverständlich 

nicht. 

Voraussichtlich ab Dezember wird in 

Deutschland ein SARS-CoV-2-Impfstoff 

zunächst in begrenztem Umfang zur Ver-

fügung stehen, auf den dann, in einem ers-

ten Schritt für bestimme Bevölkerungs-

gruppen, ein Anspruch besteht. Durchge-

führte Impfungen müssen, wie alle ande-

ren Schutzimpfungen auch, gemäß § 22 

IfSG in den Unterlagen des impfenden 

Arztes und in einem persönlichen Doku-

ment dokumentiert werden (Impfausweis, 

Impfbescheinigung, Impfzertifikat, Impf-

pass, certificate of vaccination, immuniza-

tion card, vaccination card). Bei Einreise 

muss das zuständige Gesundheitsamt 

Klarheit darüber haben, ob die eingereiste 

Person über einen Impfschutz verfügt oder 
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nicht. Das Gesundheitsamt muss ja auch 

wissen, ob die Person getestet worden ist 

oder nicht. Davon hängen gegebenenfalls 

notwendige Schutzmaßnahmen ab. 

Sollte die Bundesregierung eine entspre-

chende Rechtsverordnung erlassen, wäre 

diese zudem an das Fortbestehen der epi-

demischen Lage von nationaler Tragweite 

in § 5 IfSG geknüpft und würde außer Kraft 

treten, wenn die Lage nicht mehr besteht. 

Es wird noch einmal ganz klargestellt: Mir 

dem Dritten Bevölkerungsschutzgesetz 

wird ein Anspruch auf die Schutzimpfung 

geregelt. Eine Impfpflicht ergibt sich hie-

raus nicht. Eine Impfpflicht stand und steht 

nicht zur Debatte, eine solche will nie-

mand. 

Stimmt es, dass mit dem Dritten Bevöl-

kerungsschutzgesetz der Einsatz der 

Bundeswehr im Innern geregelt wird? 

Nein. Auch im bisher geltenden Infektions-

schutzgesetz gab es die angesprochene 

Vorschrift, § 54 a IfSG „Vollzug durch die 

Bundeswehr“, bereits. Hier geht es nicht 

darum, dass die „Bundeswehr im Rahmen 

einer Pandemie in Deutschland gegen die 

eigene Bevölkerung eingesetzt“ werden 

soll. 

Die Vorschrift richtet sich ausschließlich 

nach innen, in die Bundeswehr hinein. 

Zweck der Vorschrift ist es, den Infektions-

schutz von Soldatinnen und Soldaten zu 

gewährleisten. Für den Infektionsschutz 

der Soldatinnen und Soldaten sind nicht 

die öffentlichen Gesundheitsämter, son-

dern ist die Bundeswehr selbst zuständig. 

Die Anpassung des § 54a IfSG war not-

wendig, um Zuständigkeitsfragen inner-

halb der Bundeswehr z.B. im Zusammen-

hang mit landkreisübergreifenden Übun-

gen sowie für Angehörige ausländischer 

Streitkräfte und für Soldatinnen und Solda-

ten außerhalb ihrer Dienstausübung zu 

klären. Die Regelungen dienen dazu, die 

Einsatzbereitschaft der Bundeswehr auch 

während einer Pandemie aufrechtzuhal-

ten. 

Die Besonderheiten des militärischen Auf-

trages erfordern besondere Maßnahmen 

(z.B. Quarantäne vor oder nach einem 

Auslandseinsatz), die von den zuständi-

gen Stellen der Bundeswehr mit den öf-

fentlichen Gesundheitsbehörden abge-

stimmt werden müssen. 

DEMOKRATIE 

„Diese Destruktion hat 

System“ 

Die SPD-Fraktion hat die Störungen 

durch von Abgeordneten der AfD-Bun-

destagsfraktion in das Reichstagsge-

bäude eingeschleusten Personen auf 

das Schärfste verurteilt. 

Nach den Störungen durch von Abgeord-

neten der AfD-Bundestagsfraktion in das 

Reichstagsgebäude eingeschleusten Per-

sonen hat die SPD-Fraktion diese aufs 

Schärfste verurteilt. In einer Aktuellen 

Stunde, die am Freitagmorgen dazu im 

Bundestag einberufen wurde, bezeichnete 

Dirk Wiese, stellvertretender Vorsitzender 

der SPD-Fraktion, die Vorfälle als Teil ei-

nes Systems. „Das, was wir an diesem 

Mittwoch erlebt haben, das war kein Ein-

zelfall, der zufällig passiert ist, weil man 

unachtsam gewesen ist bei der Überprü-

fung derjenigen, die man als Gäste mit in 

den Bundestag nehmen darf“. Diese 

Rechtfertigung, die er gerade von Herrn 

Gauland gehört habe, sei scheinheilig. 

„Das, was hier am Mittwoch stattgefunden 

hat, passte in das System, wie die AfD hier 

im Deutschen Bundestag auftritt, es war 

wieder einmal eine bewusste Grenzüber-

schreitung in voller Absicht“, so Wiese. 

Während der Bundestagsdebatte zur Än-

derung des Infektionsschutzgesetzes wa-

ren am Mittwoch auf den Fluren des 

Reichstagsgebäudes Abgeordnete von 

Besuchern bedrängt, belästigt, gefilmt und 
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beleidigt worden. Mehrere Besucher wa-

ren von drei AfD-Abgeordneten eingela-

den worden. 

Die SPD-Abgeordnete Susann Rüthrich 

sagte: „Wir sind ein offenes, ein demokra-

tisches, ein transparentes Haus, wie un-

sere Gesellschaft auch, und es sind Mit-

glieder dieses Hauses und ihre Mitarbeiter, 

die diese Offenheit sabotieren. Diese De-

struktion hat System“. Aus den Reihen der 

AfD-Fraktion höre man nicht nur Reden, 

die voller Verachtung seien, man sehe 

auch diese Taten. Rüthrich appellierte an 

die Wählerinnen und Wähler: „Wenn Sie, 

verehrte Bürgerinnen und Bürger, die De-

mokratie wahren wollen, dann können Sie 

diese Destrukteure nicht wählen“. 

Die AFD-Abgeordneten hätten zu nichts 

eine Lösung beizutragen, würden aber auf 

allen Ebenen diejenigen am Arbeiten hin-

dern, die ernsthaft um Lösungen ringen. 

„Rechtsextreme wollen nicht dafür gewählt 

werden, um für das Gelingen der Demo-

kratie zu sorgen, sondern um deren Schei-

tern herbei zu fantasieren, und dann alles 

dafür zu tun.“, so Rüthrich. 

Der Erste Parlamentarische Geschäftsfüh-

rer der SPD-Bundestagsfraktion, Carsten 

Schneider, hatte bereits zuvor zu rechts-

staatlicher Härte gegen die AfD aufgerufen 

und deren Beobachtung durch den Verfas-

sungsschutz begrüßt. „Die Demokraten 

müssen auf rechtsstaatlichem Wege Härte 

gegenüber den Feinden unserer parla-

mentarischen Demokratie zeigen“, sagte 

Schneider. „Bei den Vorfällen in der Bun-

destagssitzung und drumherum hat die 

AfD am Mittwoch erneut ihre anti-demo-

kratische Fratze gezeigt. Sie steht nicht 

auf dem Boden unseres Grundgesetzes", 

sagte Schneider. „Es ist deshalb auch rich-

tig, dass es eine Beobachtung durch den 

Verfassungsschutz gibt." Ziel der AfD sei 

es gewesen, den Bundestag und die Ab-

geordneten in ihrer Arbeit zu diskreditieren 

und das Parlament als Bühne für Propa-

ganda zu benutzen. 

Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble 

(CDU) erwägt nach den Störungen juristi-

sche Schritte gegen die Beteiligten. Er 

habe die Verwaltung gebeten, „alle rechtli-

chen Möglichkeiten zu prüfen, gegen die 

Täter und diejenigen vorzugehen, die 

ihnen Zugang zu den Liegenschaften des 

Bundestages verschafft haben“, heißt es in 

einem Schreiben Schäubles an alle Abge-

ordneten. 

In der Aktuellen Stunde am Freitag wandte 

sich die SPD-Abgeordnete Barbara Hend-

ricks mit klaren Worten direkt an die Abge-

ordneten der AfD: „Wir wissen, dass in Ih-

ren Reihen Nazis sind. Und wir wissen, 

dass in Ihren Reihen Menschen sind, die 

so tun, als seien sie Nazis. Um der Provo-

kation willen“. Hendricks zitierte den 

Staatsrechtler Ernst-Wolfgang Böcken-

förde aus dem Jahr 1976: „Der freiheitli-

che, säkularisierte Staat lebt von Voraus-

setzungen, die er selbst nicht garantieren 

kann“. Die SPD-Abgeordnete wandelte 

dieses Zitat dann in folgende Worte ab: 

„Der freiheitliche demokratische Rechts-

staat ist gefährdet. Wenn eine kleine, aber 

lautstarke Minderheit an diesen Voraus-

setzungen nicht nur nicht mitwirken will, 

sondern andere daran hindern will, diese 

Voraussetzungen unserer Demokratie zu 

stärken, werden dies die Demokraten in 

diesem Parlament nicht zulassen.“ 
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ÜBERBLICK CORONAMASSNAHMEN 

So behalten wir die Fol-

gen der Pandemie im 

Griff 

Im Herbst ist die Zahl die Zahl der 

Corona-Neuinfektionen wieder gestie-

gen. Corona-Schutzmaßnahmen sollen 

diese Dynamik unterbrechen. Was hat 

die Politik in den letzten Wochen be-

schlossen, um die Pandemie und ihre 

Folgen im Griff zu behalten? Ein Über-

blick. 

Nach einem moderaten Infektionsgesche-

hen im Sommer hat die Ausbreitung des 

Corona-Virus im Herbst wieder erheblich 

zugenommen – mit einer steilen Kurve 

nach oben. Auch die Zahl der belegten In-

tensivbetten hat sich in den letzten Wo-

chen vervielfacht. Immer häufiger kommt 

es zur diffusen Ausbreitung von Corona-

Infektionen, ohne dass Infektionsketten 

eindeutig nachvollziehbar sind. Viele Ge-

sundheitsämter sind an ihrer Kapazitäts-

grenze und können Kontakte nicht mehr 

nachverfolgen. Wenn diese Dynamik nicht 

gebrochen wird, stößt unser Gesundheits-

system in kurzer Zeit an die Belastungs-

grenze. 

Das wirkungsvollste Mittel im Kampf ge-

gen das Virus ist das besonnene Verhalten 

der Bürgerinnen und Bürger. Der Umgang 

unserer Gesellschaft mit der Pandemie ist 

in hohem Maße geprägt von Verantwor-

tung und gegenseitiger Rücksichtnahme. 

Insbesondere ältere Menschen und chro-

nisch Kranke sind auf diese Solidarität an-

gewiesen. 

Stärkung des Gesundheitswesens 

Mit vier Milliarden Euro unterstützt der 

Bund die Schaffung von 5000 neuen Stel-

len für Amtsärzte und andere Fachkräfte in 

den Gesundheitsämtern. Außerdem wurde 

ein »Zukunftsprogramm Krankenhäuser« 

für Investitionen in Kliniken beschlossen. 

Drei Milliarden Euro kommen aus dem 

Bundeshaushalt, eine Milliarde Euro von 

den Bundesländern und Krankenhausträ-

gern. 

Kontakte reduzieren 

Um eine akute Gesundheitsnotlage zu ver-

hindern, müssen die sozialen Kontakte er-

heblich reduziert werden. Nur so lässt sich 

das Infektionsgeschehen bremsen. Bund 

und Länder haben zunächst für November 

verschiedene Maßnahmen beschlossen, 

um die Ausbreitung des Virus zu dämpfen. 

Neben Kontaktbeschränkungen 

gehört dazu auch die vorübergehende 

Schließung von Freizeiteinrichtungen und 

Gastronomiebetrieben. Schulen und Kin-

dergärten sollen aber geöffnet bleiben. 

Auch das Wirtschafts- und Berufsleben 

soll weiterlaufen. 

Rechtssicherheit von Schutzmaßnah-

men 

Maßnahmen, die Bund und Länder zum 

Schutz der Gesundheit verordnen, greifen 

in Grundrechte ein. Da absehbar ist, dass 

die pandemische Lage noch länger andau-

ern könnte, hat die SPD-Fraktion durchge-

setzt, dass die Voraussetzungen und 

Grenzen von grundrechtseinschränken-

den Maßnahmen gesetzlich präzisiert wer-

den. Das schafft Rechtssicherheit und 

mehr Transparenz. Klar ist, dass solche 

Maßnahmen immer geeignet, erforderlich 

und verhältnismäßig sein müssen. 

Außerordentliche Wirtschaftshilfe  

Seit Juni gibt es eine Überbrückungshilfe 

für kleine und mittelständische Unterneh-

men. Sie können mit Zuschüssen für be-

triebliche Fixkosten unterstützt werden, 

wenn sie ihren Geschäftsbetrieb wegen 

der Pandemie einstellen oder stark ein-

schränken mussten. In der zweiten Phase 

von September bis Dezember 2020 wurde 

das Programm noch einmal ausgeweitet. 

Inzwischen steht fest, dass das Programm 
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in einer dritten Phase bis Mitte 2021 ver-

längert wird. Außerdem soll es spezielle 

Unterstützungsmaßnahmen vor allem für 

die Kultur-, Reise- und Veranstaltungs-

branche geben. Soloselbständige, die 

keine anderen Fixkosten geltend machen 

können, aber auch hohe Umsatzeinbußen 

haben, erhalten ab Januar eine pauschale 

»Neustarthilfe« von bis zu 5000 Euro, die 

auch direkt beantragt werden kann. 

Für die Zeit der vorübergehenden Schlie-

ßungen ab Anfang November 2020 wurde 

darüber hinaus eine außerordentliche 

Wirtschaftshilfe aufgelegt. Damit werden 

gezielt Unternehmen, Selbständige, Ver-

eine und Einrichtungen unterstützt, die von 

den Schließungen direkt oder indirekt be-

troffen sind. Konkret werden Zuschüsse 

pro Woche der Schließung in Höhe von 75 

Prozent des wöchentlichen Umsatzes im 

November 2019 gewährt. Das hilft bei-

spielsweise Restaurants, Kneipen und Ho-

tels, aber auch öffentlichen Einrichtungen 

wie kommunalen Theatern oder 

Schwimmbädern. 

Kurzarbeitergeld verlängert 

Das Kurzarbeitergeld sichert Millionen Ar-

beitsplätze. Die Sonderregelungen, die im 

Zuge der Corona-Pandemie eingeführt 

wurden, werden ins nächste Jahr hinein 

verlängert. Auch 2021 gilt: Kurzarbeiter-

geld kann einfacher und länger in An-

spruch genommen werden. Wer länger in 

Kurzarbeit ist, bekommt mehr Geld. 

Erleichterter Zugang zur Grundsiche-

rung 

Schon im Frühjahr hat die Koalition den 

Zugang zur Grundsicherung für Arbeitsu-

chende sowie zur Sozial-hilfe erleichtert. 

Insbesondere Kleinunternehmer und Solo-

Selbständige mit hohen Einnahmeausfäl-

len können einfacher finanzielle Unterstüt-

zung vom Staat bekommen. Diese Rege-

lung wurde jetzt bis Ende März 2021 ver-

längert. 

Die Vermögensprüfung ist dabei weitge-

hend ausgesetzt. Sie findet nur statt, wenn 

jemand über mehr als 60.000 Euro Vermö-

gen verfügt, das kurzfristig verwertbar ist. 

Für jede weitere Person im Haushalt er-

höht sich dieser Betrag um 30.000 Euro. 

Auch Altersvorsorgeanlagen bleiben un-

berücksichtigt. 

Unterstützung für berufstätige Eltern 

Für Eltern, die nicht arbeiten können, weil 

Kitas oder Schulen schließen müssen, 

wurde ein Anspruch auf Entschädigung im 

Infektionsschutzgesetz geschaffen. Beide 

Elternteile können damit unter bestimmten 

Voraussetzungen jeweils für bis zu zehn 

Wochen (Alleinerziehende bis zu 20 Wo-

chen) 67 Prozent des Nettoeinkommens 

erhalten. Die Regelung wurde nun bis 

Ende März 2021 verlängert. Außerdem 

wurde der Anspruch auf Fälle erweitert, bei 

denen sich ein Kind wegen Corona in Qua-

rantäne befindet. 

Wenn Kinder krank sind, haben berufstä-

tige Mütter und Väter in bestimmten Fällen 

Anspruch auf Kinderkrankengeld als Lohn-

ersatzleistung von ihrer Krankenversiche-

rung. Die Bezugszeit des Kinderkranken-

geldes wurde für 2020 für jeden Elternteil 

von 10 auf 15 Tage erhöht (für Alleinerzie-

hende auf 30 Tage). 

Akut-Hilfe für pflegende Angehörige  

Viele Menschen müssen sich wegen der 

Corona-Pandemie verstärkt um pflegebe-

dürftige Angehörige kümmern. Sie erhal-

ten dabei akute Hilfe und flexible Unter-

stützungsangebote. Wer coronabedingt 

Angehörige pflegt und erwerbstägig ist, hat 

bis zum 31.12.2020 das Recht, bis zu 20 

Arbeitstage der Arbeit fernzubleiben. 

Sie erhalten bis zu 20 Arbeitstage lang 

Pflegeunterstützungsgeld als Lohnersatz 

und damit doppelt so lange wie üblich. 
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Handlungsfähigkeit von Unternehmen 

und Verbänden 

Damit Unternehmen, Vereine und Stiftun-

gen weiterhin beschlussfähig und somit 

handlungsfähig sind, wurden die vorüber-

gehenden Erleichterungen im Gesell-

schafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stif-

tungs- und Wohnungseigentumsrecht bis 

zum 31. Dezember 2021 verlängert. 

Vorbereitungen für Impfungen haben 

begonnen 

Sobald ein erster Impfstoff gegen SARS-

CoV-2 zugelassen ist, soll möglichst sofort 

mit den Impfungen begonnen werden. Ver-

träge über den Bezug des Impfstoffes von 

Biontech sind geschlossen. Die Kosten 

trägt der Bundeshaushalt. Mit den Ländern 

gibt es eine Vereinbarung über den Aufbau 

von bundesweit 60 Impfzentren, und es ist 

geklärt, welchen Bevölkerungs-gruppen 

die Impfungen zuerst angeboten werden. 

Die Impfungen werden auf jeden Fall frei-

willig sein. 

ARBEIT 

Auf das Kurzarbeiter-
geld bleibt Verlass 

Das Kurzarbeitergeld sichert Arbeits-

plätze. Auch im nächsten Jahr gilt: 

Kurzarbeitergeld kann einfacher und 

länger in Anspruch genommen werden. 

Wer länger in Kurzarbeit ist, bekommt 

mehr Geld. 

Das Kurzarbeitergeld sichert Millionen Ar-
beitsplätze in Zeiten der Pandemie. Es 
baut sowohl für Beschäftigte als auch für 
Unternehmen Brücken über die Zeit der 
Krise. Bundesarbeitsminister Hubertus 
Heil und die SPD-Bundestagsfraktion ha-
ben gleich zu Beginn der Pandemie dafür 
gesorgt, dass das Kurzarbeitergeld leich-
ter in Anspruch genommen werden kann. 
Außerdem wurde der Bezug auf bis zu 24 
Monate verlängert, das Kurzarbeitergeld 

erhöht und Hinzuverdienstmöglichkeiten 
erweitert. 

Nachdem die Zahl der Beschäftigten in 
Kurzarbeit im April 2020 eine Höchstmarke 
von rund sechs Millionen erreicht hatte, 
nahm der Arbeitsausfall über die Sommer-
monate wieder ab und lag im August bei 
2,58 Millionen. Doch der Anteil an Be-
schäftigten in Kurzarbeit ist immer noch 
hoch. Und auch angesichts wieder stei-
gender Infektionszahlen ist klar, dass wir 
das Kurzarbeitergeld weiterhin brauchen. 
Da die Sonderregelungen Ende 2020 aus-
gelaufen wären, hat der Bundestag mit 
dem Beschäftigungssicherungsgesetz nun 
Anschlussregelungen für das nächste Jahr 
beschlossen. Beschäftige und Unterneh-
men erhalten damit Planungssicherheit 
über den Jahreswechsel hinaus. 

Konkret sieht das Gesetz folgende Rege-
lungen vor: 

 Regulär erhalten Beschäftigte für die Ar-
beitszeit, die sie in Kurzarbeit sind, 60 Pro-
zent ihres Nettogehalts (mit Kindern 67 
Prozent). Wenn Beschäftigte aufgrund der 
Corona-Krise weniger als 50 Prozent ar-
beiten, steigt das Kurzarbeitergeld ab dem 
vierten Monat auf 70 Prozent (bzw. auf 77 
Prozent) und ab dem siebten Monat auf 80 
Prozent (bzw. 87 Prozent). Diese Sonder-
regelung gilt bis Ende 2021 für alle Be-
schäftigten, wenn die Kurzarbeit bis Ende 
März 2021 beginnt. 

 Bestimmte Hinzuverdienste werden wei-
terhin nicht mit dem Kurzarbeitergeld ver-
rechnet. 

 Arbeitgeber erhalten stärkere Anreize, Be-
schäftigten in Kurzarbeit berufliche Weiter-
bildung zu ermöglichen. 

 Tritt trotz einer Beschäftigungssicherungs-
vereinbarung in der aktuellen Pandemie 
Arbeitslosigkeit ein, wirkt sich dies nicht 
negativ auf die Höhe des Arbeitslosengel-
des aus. 

Parallel dazu wird über Verordnungen ge-
regelt, dass Kurzarbeitergeld auch im 
nächsten Jahr leichter in Anspruch genom-
men und länger bezogen werden kann. 
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FAMILIE UND KINDER 

3,5 Milliarden Euro für 
die Ganztagsbetreuung 

Mit dem Ganztagsfinanzierungsgesetz 

werden die finanziellen Voraussetzun-

gen dafür geschaffen, dass auch Schul-

kinder bis in den Nachmittag betreut 

werden können. 

Ab dem vollendeten ersten Lebensjahr bis 

zum Schuleintritt besteht für Kinder ein 

Rechtsanspruch auf Förderung in einer 

Tageseinrichtung oder in der Kindertages-

pflege. Ein vergleichbarer bundesweiter 

Anspruch für Kinder im Grundschulalter 

existiert aber bislang noch nicht. Berufstä-

tige Eltern von Grundschulkindern stehen 

deshalb nicht selten vor einem Problem: 

Wer kümmert sich nach Schulschluss um 

ihr Kind? Das soll sich ändern: Mit dem 

Ganztagsfinanzierungsgesetz, das der 

Bundestag beschlossen hat, sollen die fi-

nanziellen Voraussetzungen dafür ge-

schaffen werden, dass Kinder im Grund-

schulalter ab 2025 bis in den Nachmittag 

betreut werden.  

Für den Ausbau verlässlicher und bedarfs-

gerechter Bildungs- und Betreuungsange-

bote war bereits im Koalitionsvertrag vor-

gesehen, dass der Bund die Länder mit 

zwei Milliarden Euro fördert und hierfür ein 

Sondervermögen in entsprechender Höhe 

einrichtet. Im Zuge des Konjunkturpakets 

wurde darüber hinaus vereinbart, dass der 

Ausbau der ganztägigen Bildungs- und 

Betreuungsangebote mit weiteren Bun-

desmitteln in Höhe von bis zu 1,5 Milliar-

den Euro gefördert werden soll. 

„Für uns ist eine gute Ganztagsschule eine 

Frage der Gerechtigkeit. Sie erhöht die Bil-

dungschancen aller Kinder und sie erhöht 

die Chancengleichheit. Der soziale Hinter-

grund entscheidet in der Ganztagsschule 

weniger über den Bildungserfolg, als ohne 

Ganztag. Eltern können Familie und Beruf 

besser miteinander vereinbaren“, sagt der 

bildungspolitische Sprecher der SPD-

Bundestagsfraktion, Oliver Kaczmarek.  

Der im Koalitionsvertrag für 2025 verein-

barte Rechtsanspruch selbst wird nach ei-

ner abschließenden Einigung zwischen 

Bund und Ländern in einem gesonderten 

Gesetzgebungsverfahren auf den Weg ge-

bracht.  

Über die konkreten Schritte dahin wird der-

zeit mit den Ländern verhandelt. 

Vereinbart worden ist, dass die Betreuung 

für die Kinder von Klasse 1 bis 4 an fünf 

Tagen in der Woche, acht Stunden am Tag 

gesichert werden muss, inklusive einer 

verlässlichen Ferienbetreuung und maxi-

mal vier Wochen Schließzeit im Jahr.  

Familienministerin Franziska Giffey zu-

folge wird auch ein Stufenmodell ab 2025, 

bei dem man Schritt für Schritt mehr Klas-

senstufen einbezieht, diskutiert. „Das Ent-

scheidende ist, dass wir damit beginnen, 

denn der Bedarf bei den Eltern ist da. Auch 

für die Erwerbsquote von Frauen ist eine 

gute Kinderbetreuung ein echter Game-

changer“, sagt Giffey.  

Nun wird es darum gehen, zügig in kindge-

rechte Räume und vor allem auch in kom-

petentes Personal zu investieren. Eine 

gute Ganztagsförderung braucht Struktu-

ren, in denen Kinder- und Jugendhilfe so-

wie Schule gut und auf Augenhöhe zusam-

menarbeiten können. 

Die SPD-Bundestagsfraktion ist über-

zeugt: Eine Ganztagsbetreuung, die Bil-

dung, Erziehung und Betreuung zusam-

mendenkt, ist ein wichtiger Baustein für 

mehr Chancengerechtigkeit und eine not-

wendige Entlastung für Familien bei der 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
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RECHT 

Reform für ein moder-

nes Insolvenzrecht 

Unternehmen, die infolge der Corona-

Pandemie in finanzielle Schwierigkeiten 

geraten sind, sollen mit einem neuen 

Rechtsrahmen Insolvenzen abwenden 

können. 

Der Regierungsentwurf für eine Reform 

des Sanierungs- und Insolvenzrechts, der 

in dieser Woche in die 1. Lesung ging, 

sieht die Einführung eines Rechtsrahmens 

für Restrukturierungen vor, mit dem Insol-

venzen abgewendet werden können. Da-

von können insbesondere auch Unterneh-

men Gebrauch machen, die infolge der 

Corona-Pandemie in finanzielle Schwierig-

keiten geraten sind. Der Entwurf beinhaltet 

zugleich eine weitreichende Fortentwick-

lung des geltenden Sanierungs- und Insol-

venzrechts. 

Unternehmen sollen sich unter anderem 

auf der Grundlage eines von Gläubigern 

mehrheitlich angenommenen Restruktu-

rierungsplans sanieren können. Ebenso 

soll noch nicht zahlungsunfähigen Unter-

nehmen die Möglichkeit eingeräumt wer-

den, die Verhandlungen zu dem Plan 

selbst zu führen und den Plan selbst zur 

Abstimmung zu stellen.  

Für die von der Pandemie betroffenen Un-

ternehmen werden nach Inkrafttreten des 

Gesetzes weitergehende Erleichterungen 

geschaffen: Sie unterliegen ab dem 1. Ja-

nuar 2021 zwar wieder der Insolvenzan-

tragspflicht wegen Überschuldung. Aller-

dings wird der Überschuldungsprüfung 

künftig ein gelockerter Maßstab zugrunde 

gelegt, der auf die derzeitigen Prognose-

unsicherheiten Rücksicht nimmt. 
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